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Gültigkeit einer Obhutsentziehung nach Neuregelung der Kinderbelange durch ein Scheidungsurteil
Sachverhalt

Im Juli 2004 entzog die VB S Frau D (psychische Erkrankung, Vernachlässigung der Kinder sowie körperliche Misshandlung) die Obhut der vier Kinder. Sie lebt in unserer Gemeinde. Seither sind die vier Kinder fremdplatziert. Frau D. wird vollumfänglich fürsorgerechtlich unterstützt. Auch die Fremdplatzierungskosten (Nebenkosten und Elternbeiträge) laufen über ihr Unterstützungskonto. Ich bin Beiständin aller Kinder.
Der Kindsvater (Hr. P. wohnhaft in einer anderen Gemeinde) der älteren drei Kinder (17, 13, 10) lebte zu diesem Zeitpunkt gerichtlich getrennt von Fr. D. Beide Eltern konnten die Kinder vierzehntäglich zu sich auf Besuch nehmen. Ansonsten halten sich die Kinder im Heim auf. Der Kindsvater des Jüngsten (4) hält sich nicht in der Schweiz auf, es besteht kein Kontakt zu ihm.
Zum Zeitpunkt des Obhutsenzuges, im Juni/Juli 04, bestand ein Eheschutzurteil vom November 2000, somit hatten beide die elterliche Sorge, die KM jedoch die Obhut der Kinder, der KV ein Besuchsrecht. Weiter wurde er in diesem Eheschutzurteil verpflichtet für alle Kinder Alimente (sowie Ehegattenalimente) zu zahlen. Da er diese nicht zahlte, bevorschusste unsere Gemeinde die Kinderalimente (die KM hat diese an den Sozialdienst abgetreten, da wir sie und die Kinder unterstützten). Gegen die Unterhaltzahlungen klagte der Kindsvater und zog die Beschwerde weiter bis vor Obergericht. Mit Urteil vom November 2005 vom Obergericht wurde die Verpflichtung des Hr. P., zur Bezahlung von Unterhaltszahlungen für seine drei Kinder, rückwirkend auf April 2005 aufgehoben.
 

Im Scheidungsurteil vom 29.06.06 steht bezüglich Unterhaltszahlungen:
4. "Auf das klägerische Begehren, die Beklagte sei zu angemessenen Kinderunterhaltsbeiträgen zu verpflichten, wird mangels Zuständigkeit nicht eingetreten" (weshalb mangels Zuständigkeit?)
5. "Es wird festgehalten, das sich die Parteien gegenseitig keinen persönlichen Unterhalt im Sinne von Art. 125 ff. ZGB schulden".
6. " Die Unterhaltsbeiträge basieren auf folgenden Werten": . ... Fr. 0.00 Einkommen und Vermögen der Frau, Fr. 0.00 Vermögen und Fr. 3000.00 Einkommen des Ehemannes (was soll das???
Vor kurzem hat nun das Bezirksgericht die Ehe (Hr. P. hat geklagt) geschieden. Die elterliche Sorge für die älteren drei Kinder wurde dem Vater zugeteilt. Weder über die Obhut noch über die Besuchsregelung ist etwas erkannt. Für den Kindsvater ist jedoch klar, dass er die Kinder nicht zu sich nehmen kann und er weiterhin mit der Fremdplatzierung einverstanden ist (also nicht die Idee hegt, die Kinder zu sich zu nehmen). 
Auf tel. Anfrage hin teilte mir der Gerichtsschreiber mit, da die VB die Obhut der Kinder habe und bis anhin das Besuchsrecht geregelt habe, hätten sie nichts dazu entschieden. Die Zuständigkeit sei weiter bei der VB.
Nun meine Fragen: 
Was hat die Zuteilung der elterlichen Sorge an den Kindsvater für Folgen bezüglich: 
a) Wohnsitz der Kinder: wird dieser nun neu vom Wohnsitz des Vaters abgeleitet? 
b) Wenn ja, müsste dann die Zuständigkeit der VB-Massnahmen an die neue Wohngemeinde der Kinder und des Kindsvaters übergehen? Also, müsste die Gemeinde S die Massnahme an die neue Wohngemeinde übergeben? 
c) Wenn ja, dann ist der KV für die anfallenden Fremdplatzierungskosten, für welche die Eltern zuständig sind, verantwortlich und müssten ihm in Rechnung gestellt werden? Laufen die Fremdplatzierungskosten, für welche die Gemeinde aufkommen muss, dann über die neue Wohngemeinde oder würden die trotzdem in S weiterlaufen, da S platziert hat?
Erwägungen

1. Während der letzen Ehephase oblag beiden Eltern die elterliche Sorge, wobei die Obhut gemäss richterlichem Urteil zunächst allein der Mutter zugewiesen, dem Vater damit gestützt auf Art. 176 Abs. 3 ZGB entzogen wurde.

2. Nach Abschluss des Eheschutzverfahrens verfügte die Vormundschaftsbehörde als sachlich zustände Behörde gestützt auf Art. 315b Abs. 2 ZGB eine Kindesschutzmassnahme, entzog der Mutter die Obhut und platzierte das Kind bei Dritten. Gegenüber dem Vater war die Obhut nicht zu entziehen, weil er die rechtliche Obhut (sowenig wie die faktische) nicht mehr innehatte. Damit ging die Obhut auf die Vormundschaftsbehörde über (BGE 128 III 9).

3. Mit dem Scheidungsurteil hatte das Gericht die Kinderbelange neu zu regeln oder zu bestätigen. Bestehende Kindesschutzmassnahmen können vom Gericht den neuen Verhältnissen angepasst werden (Art. 315a Abs. 2 ZGB). Mit der Zuteilung der elterlichen Sorge an den Vater ist die Obhutsentziehung an die Mutter gegenstandslos geworden, denn der Mutter kann nicht entzogen werden, was sie nicht hat. Das Gericht geht fehl in der Annahme, die an die Vormundschaftsbehörde übertragene Obhut bleibe unbesehen der Frage, wer Inhaber der elterlichen Sorge ist, bestehen. Der Grund des Obhutsrechts der Vormundschaftsbehörde liegt im Entzug gegenüber der Mutter. Dem Vater ist sie dagegen nicht automatisch entzogen, weil das seinerzeitige Obhutsrecht der Mutter (nach dem Eheschutzverfahren) nicht auf eine Kindesschutzmassnahme nach Art. 310 ZGB gegenüber dem Vater zurückzuführen war, sondern auf die Tatsache, dass bei getrenntem Wohnsitz der Eltern dem einen die Obhut zuzuweisen ist. 

4. Das bedeutet, dass das Gericht entweder eine fehlerhafte Entscheidung gefällt hat, indem es dem Vater zwar die elterliche Sorge zuteilen konnte, gleichzeitig ihm dagegen die Obhut entzogen hätte und so die bestehenden Kindesschutzmassnahmen den neuen Verhältnissen angepasst hätte. Oder aber es ist davon auszugehen, dem Vater stehe die unbeschränkte elterliche Sorge zu, weil das  Gericht keine Anpassung der Kindesschutzmassnahme verfügte, der Obhutsentziehung gegenüber der Mutter aber der Boden entzogen wurde und die Obhut der Vormundschaftsbehörde damit dahinfällt. Wahrscheinlich kann gefahrlos im vorliegenden Fall von dieser Variante ausgegangen werden, weil der Vater von sich aus das zum Wohl der Kinder erforderliche unternimmt (Subsidiaritätsprinzip gemäss Art. 307 ZGB) und sich deshalb ein kindesschutzrechtlicher Eingriff der Behörden nicht rechtfertigen lässt.

5. Damit tritt der Vater in das Vertragsverhältnis mit den Pflegeeltern ein. Weil ihm die nötige wirtschaftliche Leistungsfähigkeit fehlt, bedarf er der Kostengutsprache durch das Gemeinwesen, womit der Unterhaltsanspruch der platzierten Kinder auf das Gemeinwesen übergeht (Art. 289 Abs. 2 ZGB).

6. Die Kinder stehen unter elterlicher Sorge des Vaters und teilen deshalb seinen Wohnsitz (Art. 25 ZGB). Zuständig für Kindesschutzmassnahmen ist die Wohnsitzbehörde, oder auch die Aufenthaltsbehörde, wenn Gefahr im Verzug ist oder das Kind ausserhalb der häuslichen Gemeinschaft der Eltern lebt. Die primäre Zuständigkeit liegt nach neuester bundesgerichtlicher Rechtsprechung immer am Wohnsitz (BGE 129 I 419; ZVW 2003 S. 460 ff.). Das ändert allerdings nichts am Unterstützungswohnsitz im interkantonalen Verhältnis (d.h. vorbehalten des kantonalen Sozialhilferechts bei Wohnsitzwechsel innerhalb desselben Kantons), wenn die Kinder dauernd nicht bei den Eltern wohnen. Unterstützungswohnsitz bleibt jene Gemeinde, in welcher die Kinder Wohnsitz hatten, als sie fremdplatziert worden sind (Art. 7 Abs. 3 lit. c ZUG).Die Sozialhilfebehörde hat für die Platzierungskosten aufzukommen und kann auf die Eltern Rückgriff nehmen (möglicherweise haben die Kinder Anspruch auf eine IV-Kinderzusatzrente, wenn die Mutter IV-berechtigt ist). Wenn das Gericht im Rahmen des Scheidungsverfahrens festgestellt hat, der Vater sei wirtschaftlich leistungsunfähig und habe deshalb keine Unterhaltsbeiträge zu bezahlen, wird die Sozialhilfebehörde gegen ihn nur dann erfolgreich einen Beitrag einklagen können, wenn sie beweisen kann, dass diese Annahme nicht stimmt.  Ob er nicht auch aus andern Sozialversicherungen Ansprüche geltend machen kann, wäre ebenfalls ein Thema.

7. Die Anpassung des Gerichtsurteils, d.h. die Obhutsentziehung gegenüber dem Vater, wäre Sache des Gerichts (Ergänzung des Scheidungsurteils). Wie dargelegt dürfte dies entbehrlich sein, wenn der Vater von sich aus die Kinder platziert und gut kooperiert oder jedenfalls keine Schwierigkeiten bietet. Weitere Kindesschutzmassnahmen  müssten von der neuen Wohnsitzgemeinde verfügt werden. Bestehende Kindesschutzmassnahmen (Erziehungsbeistandschaften) sind der neuen Wohnsitzgemeinde zu übertragen (ZVW 2002 S. 214 f.).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 4.9.2006
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